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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Eigentlich wäre die Wahl des Bundesanwalts für die Amtsperiode 2020-2023 in Form
der Bestätigung des amtierenden Michael Lauber in der Sommersession 2019
vorgesehen gewesen. Lauber, der 2011 vom Parlament gewählt und 2015 schon einmal in
seinem Amt bestätigt worden war, galt lange Zeit als Glücksgriff für die oberste
Strafbehörde des Bundes und seine Wiederwahl als unbestritten. Die zunehmende
Kritik an der Bundesanwaltschaft im Generellen und – vor allem aufgrund der
Untersuchungen zur Fifa – an der Person Laubers selber, änderten die Ausgangslage
allerdings ziemlich drastisch. Ende April 2019 wurde bekannt, dass Lauber im Rahmen
ebendieser Fifa-Untersuchung ein informelles Treffen mit dem Fifa-Generalsekretär
Gianni Infantino verschwiegen hatte, was die Gerichtskommission (GK), die sich mit der
Vorbereitung der Wahl und einer allfälligen Empfehlung Laubers zur Wiederwahl
befasste, dazu bewog, auch in den Medien laut über eine Verschiebung der Wahl
nachzudenken. Die Wahl könne auch erst im Herbst oder noch später durchgeführt
werden, gab GK-Mitglied Lorenz Hess (bdp, BE) zu bedenken. Man müsse den Fall zuerst
sauber aufarbeiten, wolle dem Bundesanwalt auf den Zahl fühlen und abwarten, wie die
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) die Situation beurteile. Sibel
Arslan (basta, BS), ebenfalls Mitglied der GK, legte Lauber gar nahe, über einen Rücktritt
nachzudenken. 

Anfang Mai eröffnete die AB-BA dann tatsächlich ein Disziplinarverfahren  gegen
Lauber. 

Bevor sich die GK über das weitere Vorgehen absprach, wollte sich die
Geschäftsprüfungskommission beider Räte (GPK) ein Bild von der Situation machen und
lud deshalb sowohl Lauber als auch den AB-BA-Präsidenten Hanspeter Uster und
dessen Vorgänger Niklaus Oberholzer zu einer Anhörung ein, die zugunsten Laubers
ausfiel. Die GPK fand nämlich keine Anhaltspunkte, weder für einen begründeten
Verdacht für eine vorsätzliche Verletzung der Amtspflichten noch für eine
Infragestellung der persönlichen oder fachlichen Eignung – was juristische Bedingungen
für eine Empfehlung zur Nichtwiederwahl gewesen wären. Die GPK verzichtete deshalb
auf eine entsprechende Warnung an die GK.
Lauber habe bei der Anhörung dem Vernehmen nach sehr gut abgeschnitten und er
habe nach wie vor grossen Rückhalt im Parlament, kommentierte etwa die NZZ die
Entscheidung der GPK. Freilich forderten zahlreiche Mitglieder ebendieses Parlaments
auch immer wieder lautstark den Rücktritt Laubers – so etwa Alfred Heer (svp, ZH) oder
Carlo Sommaruga (sp, GE) via Sonntags-Zeitung.  

Die GK selber entschied sich dann am 15. Mai einstimmig für eine Verschiebung der
Wiederwahl von der Sommer- auf die Herbstsession. Der Entscheid sei nicht als
Misstrauensvotum zu verstehen, sondern man wolle in der «aufgeheizten Situation»
nichts überstürzen, erklärte GK-Mitglied Matthias Aebischer (sp, BE) der Presse. Zudem
sei es gut, den Zwischenbericht der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung abzuwarten, der
für Ende August 2019 vorgesehen sei. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.05.2019
MARC BÜHLMANN

Weil Bundesanwalt Michael Lauber Mitte Juni vom Bundesstrafgericht in der Fifa-
Untersuchung für befangen erklärt worden war, schienen die Chancen für seine
Wiederwahl im Herbst noch weiter zu sinken. So äusserte sich auf jeden Fall Sebastian
Frehner (svp, BS) in der NZZ. Auch Corina Eichenberger (fdp, AG) sah die Position
Laubers nun noch geschwächter als vorher und Beat Rieder (cvp, VS) wies darauf hin,
dass die Gerichtskommission (GK) mit ihrem Entscheid, die Wahl auf den Herbst zu
verschieben, wohl richtig gelegen habe. Nicht wenige Parlamentsmitglieder, so etwa
Carlo Sommaruga (sp, GE) oder Marco Romano (cvp, TI), forderten Lauber auf, die
Konsequenzen zu ziehen und sich nicht mehr zur Verfügung zu stellen. Ansonsten winke
ihm wohl eine Abwahl, prognostizierte das St. Galler Tagblatt.

Für Unruhe sorgten zudem die Ereignisse im Rahmen der Disziplinaruntersuchung
gegen Lauber, die von der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2019
MARC BÜHLMANN
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ausgelöst worden war. Die AB-BA hatte aus Gründen der Objektivität und der fehlenden
eigenen Zeit einen emeritierten Strafrechtsprofessor für die Untersuchungen
angestellt, wogegen Lauber vor Gericht erfolgreich rekurrierte. Die Medien urteilten,
dass solche «juristischen Finessen» Laubers bei den Parlamentariern wohl eher
schlecht ankämen. Matthias Aebischer (sp, BE), Mitglied der GK, die eigentlich auch auf
der Basis dieser nun verzögerten Disziplinaruntersuchung im August über die
Empfehlung für eine Wiederwahl Laubers entscheiden wollte, sprach von einem
«unsäglichen Hickhack». 

Lauber erwuchs allerdings auch Unterstützung. Vor allem in der Person von Claude
Janiak (sp, BL), der Mitte August von einer Kampagne gegen den Bundesanwalt sprach.
Er warnte davor, dass eine Nicht-Wiederwahl der offiziellen Schweiz grossen Schaden
zufügen würde, das dies ein Signal wäre, dass man Strafverfolger eliminiere, wenn sie
«jemandem auf die Füsse getreten sind», so der Baselbieter Ständerat in der Basler
Zeitung. Janiak versuchte klarzustellen, dass die vor allem in den Medien immer wieder
aufgeführten und kritisierten Gespräche mit Infantino nicht rechtswidrig seien,
sondern in solchen komplexen Verfahren dazu gehörten. Sie nicht zu protokollieren sei
ebenfalls kein rechtlicher Verstoss. Janiak äusserte sich in diesem Interview zudem
über den Präsidenten der AB-BA, Hanspeter Uster. Dieser sei wohl ein «Kontrollfreak»,
der ins Operative reinrede, was aber nicht die Rolle einer Aufsichtsbehörde sei und
wogegen sich Lauber nun zurecht wehre. In einem Gastkommentar in den AZ-Medien
doppelte Janiak nach und erinnerte daran, dass sich der Bundesanwalt nichts habe
zuschulden lassen kommen. Eine Nichtwiederwahl wäre aber eigentlich nur
gerechtfertigt, wenn dieser grob fahrlässig seine Amtspflichten schwer verletzt hätte. 
Ähnlich äusserte sich Matthias Aebischer (sp, BE) gegenüber Radio SRF. Die
Gerichtskommission könne fast nicht anders, als Lauber zur Wiederwahl zu empfehlen,
weil ihm keine gravierenden Fehler vorgeworfen werden könnten. In einem weiteren
Gastbeitrag wurde dann wiederum Janiak von Strafrechtsprofessor Mark Pieth kritisiert.
Der Basler Rechtsanwalt dürfe sich als GPK-Mitglied nicht in der Öffentlichkeit äussern.
Die Causa Lauber füllte die Medienspalten. 

Die GK lud dann kurz vor ihrem Entscheid über den Wahlvorschlag sowohl Lauber als
auch Uster noch einmal an eine Kommissionssitzung Ende August ein. Danach entschied
die GK, ihren Entscheid zu vertagen. Dem Bundesanwalt sei es nicht gelungen, alle
Zweifel auszuräumen. Das Verfahren nach einem Antrag auf Nichtwiederwahl, den Sibel
Arslan (basta, BS) und ein weiteres Mitglied der GK einreichten, sieht vor, dass der in
Frage gestellte Bundesanwalt noch einmal schriftlich gegen die Vorwürfe Stellung
nehmen kann. Am Termin für die Wahl werde jedoch nicht mehr gerüttelt, gab die GK
ebenfalls bekannt. Dieser werde auf den 25. September gelegt. 

Am 4. September, also eine Woche nach der Sitzung und nachdem sie die schriftliche
Stellungnahme Laubers konsultiert hatte, entschied die GK schliesslich mit 9 zu 6
Stimmen bei einer Enthaltung, die Wiederwahl Laubers nicht zu empfehlen. Die
Kommission begründete ihren Entscheid vor den Medien mit den Beschlüssen des
Bundesstrafgerichts, das Lauber im Fifa-Strafverfahren für befangen gehalten und ihm
eine Verletzung der Strafprozessordnung vorgeworfen habe. In die Beurteilung der GK
sei auch das «uneinsichtige Verhalten» Laubers und sein «Gegenangriff» auf die AB-BA
eingeflossen, gab Lorenz Hess nach der Sitzung zu Protokoll. Das Urteil sei «zu zwei
Dritteln juristisch und zu einem Drittel politisch begründet» – so Hess weiter. Die GK-
Mitglieder, die für eine Wiederwahl gestimmt hatten – darunter etwa Christian Lüscher
(fdp, GE) – gaben zu bedenken, dass Lauber viel Gutes bewirkt habe und die Polemiken
um die informellen Treffen seinen gesamten Leistungsausweis nicht beeinträchtigen
sollten. Eine Nichtwiederwahl gefährde die Bundesanwaltschaft als Institution. Lauber
selber gab bekannt, seine Kandidatur für die Amtsperiode 2020 bis 2023 aufrecht zu
erhalten.

Die Medien sahen die Wiederwahlchancen für Lauber aufgrund der abschlägigen
Empfehlung der GK allerdings nur noch als gering an. Zwar müsse sich das Parlament
nicht an die Empfehlung halten, es sei aber wohl «zu viel Geschirr zerschlagen», wie
etwa die NZZ kommentierte, als dass es sich noch zu einer Wiederwahl bewegen liesse.
Weil er gegen alle gerichtlich vorgehe, die sich ihm in den Weg stellten, sei eine
konstruktive Zusammenarbeit kaum noch denkbar. Lauber habe sich in seinem eigenen
Fall verheddert und die Kontrolle über sein Image verloren, urteilte auch der Tages-
Anzeiger. Es fehle ihm an Demut, befand der «Blick». Von jemandem in dieser Position
dürfe mehr Souveränität erwartet werden. 2
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Die Disziplinaruntersuchung gegen Michael Lauber war verzögert worden, weil das
Bundesverwaltungsgericht im Sommer 2019 entschieden hatte, dass kein externes
Untersuchungsmandat vergeben werden darf, sondern dass jemand aus der AB-BA
selber die Untersuchung leiten müsse. Gegen dieses Urteil hatte die AB-BA Beschwerde
eingereicht, es wurde aber Anfang 2020 vom Bundesgericht bestätigt. Die AB-BA habe
generell kein Beschwerderecht, urteilte das Bundesgericht, was im Tages-Anzeiger als
«Etappensieg für Michael Lauber» bewertet wurde.
In der Folge übernahm AB-BA-Mitglied Alexia Heine die Leitung der
Disziplinaruntersuchung. Konkret ging es darum, herauszufinden, ob eine
Amtspflichtverletzung vorlag, weil sich Lauber bei nicht protokollierten Geheimtreffen
mit Fifa-Präsident Gianni Infantino abgesprochen und diesbezüglich gelogen haben
soll. Heine galt als «sehr effiziente Person», wie die Aargauer Zeitung zu berichten
wusste. Die gleiche Zeitung vermeldete freilich auch, dass Lauber nicht kooperiere,
Informationen verweigere und die «gleiche Verteidigungstaktik wie US-Präsident
Donald Trump in seinem Amtsenthebungsverfahren» wähle: «Stonewalling». 

Anfang März 2020 legte die AB-BA dann die Resultate der Disziplinaruntersuchung vor
und hielt darin schwerwiegende Amtspflichtverletzungen fest. Neben der Verletzung
der Protokollierungspflicht fanden sich in der Liste der Vorwürfe etwa auch eine
«Verweigerungshaltung gegenüber den Auskunfts- und Editionsaufforderungen der AB-
BA», «Übernahme der eigenen Anwaltskosten durch die Bundesanwaltschaft» – ein
Punkt der im Blick besondere Empörung hervorrief –, «Verletzung der Treuepflicht»,
«Erstattung unwahrer Angaben gegenüber der AB-BA», «Illoyales Handeln» oder
«Behinderung der Untersuchung». Als Sanktion verfügte die AB-BA eine einjährige
Lohnkürzung von 8 Prozent, was insgesamt einer Reduktion des Jahreslohns um rund
CHF 24'000 entsprach. Damit wählte die Aufsichtsbehörde allerdings nicht das
schärfste Mittel, das ihr zur Verfügung stand, wären doch eine maximale Lohnkürzung
von 10 Prozent oder aber ein Antrag auf Amtsenthebung möglich gewesen. Man habe
keine Hinweise darauf gefunden, dass Lauber unrechtmässige Leistungen empfangen
habe, was das mildere Urteil rechtfertige, so die AB-BA in ihrem Bericht.

Die Reaktionen auf den Untersuchungsbericht waren unterschiedlich. Verschiedene
Parlamentsmitglieder äusserten sich konsterniert. Lorenz Hess (bdp, BE), Mitglied der
Gerichtskommission (GK), sprach in der Aargauer Zeitung von einer «untragbaren
Situation» und Matthias Aebischer (sp, BE) befürchtete einen «Reputationsschaden für
die Schweiz». Es wurde allerdings auch darauf hingewiesen, dass Lauber die Möglichkeit
habe, die Verfügung vor Bundesverwaltungsgericht anzufechten. Es sei deshalb zu früh
für ein politisches Urteil über die Amtsführung des Bundesanwalts, gab Christian
Lüscher (fdp, GE) zu Protokoll. 
Die NZZ zeigte sich über die eher zurückhaltenden Stellungnahmen verwundert: Die
«Schelte» gegen den Bundesanwalt verhalle im Parlament wohl auch deswegen, weil
man Lauber ja erst kürzlich im Amt bestätigt habe. Die Aargauer Zeitung forderte den
Rücktritt Laubers. Damit könne er «eine Art Grösse zeigen». Die NZZ wies darauf hin,
dass die Politik eigentlich nur die Möglichkeit der Einleitung eines
Amtsenthebungsverfahrens habe, weshalb Lauber als einziger mit einem Rücktritt dafür
sorgen könne, dass die Bundesanwaltschaft wieder zur Ruhe komme. Der Tages-
Anzeiger sah hingegen neben dem Rücktritt Laubers eine andere Möglichkeit: Würde
nämlich das Bundesverwaltungsgericht als Berufungsinstanz zum Schluss kommen, dass
die Aufsichtsbehörde übertrieben habe, dann müsste die Berechtigung derselben und
vor allem ihres Präsidenten, Hanspeter Uster, in Frage gestellt werden. Christian Levrat
schlug in der Tribune de Genève gar vor, dass am besten beide Protagonisten
zurücktreten sollten. Er beurteilte die Arbeit von AB-BA-Präsident Uster als zu «brutal».
Dieser unwürdigen Auseinandersetzung («match assez indigne») an der Spitze einer so
wichtigen Institution müsse ein Ende bereitet werden, so Levrat. Diese Ansicht wurde
auch in der Weltwoche vertreten. Man gewinne beim Lesen des Disziplinarberichts den
Eindruck, dass sich die AB-BA – «Hanspeter Uster und seine sechs Kollegen» – nicht an
den Pflichtverletzungen Laubers störten, sondern «am unbotmässigen Verhalten des
Bundesanwalts ihnen gegenüber». Die AB-BA habe sich in den ersten Jahren zu
grosszügig gezeigt, der «furiore Uster» überschiesse nun aber in die andere Richtung,
so das Wochenblatt.

Michael Lauber selber behielt sich rechtliche Schritte vor. In einer Ende März im
Rahmen des «Fifa-Falls» ans Bundesstrafgericht gerichteten Stellungnahme, die der
Aargauer Zeitung vorlag, wehrte sich der Bundesanwalt gegen die «unrechtmässig
erstellte wie publizierte» Verfügung, die «einen persönlichkeitsverletzenden Inhalt»
aufweise. Die Vorwürfe seien «konstruiert» und die Verfügung habe keine
Rechtsgrundlage. Er werde sie deshalb anfechten und eine Beschwerde ans

ANDERES
DATUM: 02.03.2020
MARC BÜHLMANN
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Bundesverwaltungsgericht einreichen. Dafür hatte Lauber aufgrund des im Rahmen der
Covid-19-Massnahmen getroffenen Fristenstillstands bis Ende April 2020 Zeit. 3

Aufgrund des Berichts der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung gegen den amtierenden
Bundesanwalt wurden von politischer Seite schon bald Forderungen für ein
Amtsenthebungsverfahren gegen Michael Lauber laut. Die Grüne Partei, die sich
bereits bei der Bestätigungswahl Laubers sehr kritisch gezeigt hatte, verlangte Anfang
April 2020 in der Person von Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE), dass die GK ein
entsprechendes Verfahren einleite, damit die Glaubwürdigkeit der Institution
wiederhergestellt werden könne. Das Fass zum Überlaufen gebracht habe Laubers
Weigerung, die Verfügung der AB-BA zu akzeptieren, und seine Beschwerde dagegen, so
Rytz in der Aargauer Zeitung. Auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) forderte,
dass sich die GK möglichst rasch der Frage annehme, wie es mit dem Bundesanwalt
weitergehen solle. Der Präsident der GK, Andrea Caroni (fdp, AR), sah indes keinen
Grund zur Eile, weil es gelte, zuerst den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur
Beschwerde Laubers abzuwarten, um eine Basis für eine allfällige Einleitung eines
Amtsenthebungsverfahrens zu haben.

Die Forderungen für eine solche Amtsenthebung eines Bundesanwalts, die ein Novum
in der Geschichte der Bundesanwaltschaft darstellte, wurden lauter, als Mitte April
weitere Ungereimtheiten im «Fifa-Fall» publik wurden – auch wenn Teile davon verjährt
waren. Laut NZZ weckten die Ereignisse «die Politik aus ihrer Corona-Lethargie»:
Verschiedene Mitglieder der GK – darunter Sibel Arslan (basta, BS), Mathias Aebischer
(sp, BE), Nicolo Pagani (cvp, SG) oder Pirmin Schwander (svp, SZ) – liessen im Tages-
Anzeiger verlauten, zum äussersten Mittel greifen zu wollen, sollte Lauber nicht von sich
aus zurücktreten. Auch die SP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich für ein
Amtsenthebungsverfahren aus. Zudem wendeten sich immer mehr «Verbündete» von
Lauber ab, wie die Aargauer Zeitung zu berichten wusste. Dazu zählte sie vor allem
Parlamentsmitglieder der FDP und der SVP, aber auch Teile der SP, die Lauber bei der
Bestätigungswahl 2019 noch unterstützt hätten. Ein Entscheid bezüglich eines
Amtsenthebungsverfahrens müsse bereits in der Sommersession 2020 gefällt werden,
forderte die Zeitung. 

Die GK beugte sich in ihrer Sitzung vom 13. Mai über die Frage einer Amtsenthebung.
Diskutiert wurde, ob die GK – wie ursprünglich von Andrea Caroni vorgeschlagen – noch
zuwarten und mehr Informationen einholen oder aber in der Tat ein Verfahren einleiten
sollte. Die 17-köpfige Kommission entschied sich schliesslich einstimmig, den Entscheid
zu vertagen und an ihrer nächsten Sitzung den Bundesanwalt selber noch einmal
anzuhören. Eine Anhörung sei ein notwendiger erster Schritt hin zu einem
Amtsenthebungsverfahren, liess die GK in ihrer Medienmitteilung verlauten. Sie könne
nämlich von Amtes wegen nur über die Eröffnung eines Amtsenthebungsverfahrens
entscheiden, wenn die fachliche und persönliche Eignung des obersten Staatsanwalts in
Frage gestellt sei. Dies sei mit der Verfügung der AB-BA zwar gegeben, vor einem
endgültigen Entscheid müsse die betroffene Person laut Reglement aber noch einmal
angehört werden. GK-Präsident Caroni informierte die Medien allerdings auch, dass ein
solches Verfahren Neuland sei und sich die Kommission deshalb mit dem Bundesamt
für Justiz (BJ) und der Staats- und Verwaltungsrechtsprofessorin Regina Kiener
abgesprochen habe. Auch eine Delegation der AB-BA – Präsident Hanspeter Uster und
die Untersuchungsleiterin Alexia Heine – sei nochmals angehört worden. 
Kiener habe dabei für Verunsicherung gesorgt, wusste die Aargauer Zeitung tags drauf
zu berichten, da sie ausgeführt habe, dass eine Amtsenthebung kein politischer
Entscheid sein dürfe und Prozessrechte berücksichtigt werden müssten, damit der
Entscheid nicht vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte beanstandet
werden könne. Zudem dürfe sich das Parlament eigentlich nicht über die Verfügung der
AB-BA hinwegsetzen, die ja lediglich eine Lohnkürzung und nicht eine Amtsenthebung
als Sanktion für die Verfehlungen Laubers gefordert habe. Es sei wohl deshalb doch
klüger, auf den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Laubers zu
warten, urteilte der Sonntags-Blick. Andrea Caroni mahnte in der Aargauer Zeitung,
dass der Bundesanwalt wie jeder Bürger und jede Bürgerin ein Recht auf ein korrektes
Verfahren habe und es deshalb angezeigt sei, den Entscheid des
Bundesverwaltungsgerichts und allenfalls sogar einen juristisch möglichen neuerlichen
Rekurs Laubers vor Bundesgericht abzuwarten. Ein Rücktritt Laubers würde zwar
einiges erleichtern, aber letztlich gehe es um die Institution und nicht um die Person
des Bundesanwalts, weshalb man als Kommission und Parlament den rechtsstaatlichen,
wenn auch langsameren Weg gehen müsse, so Caroni. 
Zurückhaltende Stimmen waren in den Medien kaum mehr auszumachen. In den

ANDERES
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meisten Kommentarspalten wurde Lauber aufgefordert, nun endlich zugunsten der
Institution zurückzutreten. Eine kleine Lanze brach einzig der Sonntags-Blick für den
Bundesanwalt, der ehemalige Weggefährtinnen und Weggefährten Laubers zu Wort
kommen liess. Die Medien hätten die Person Laubers zur Institution gemacht, war dort
etwa zu lesen; er sei jedoch besser, als er dargestellt werde. David Zollinger –
ehemaliges Mitglied der AB-BA – fand es «erstaunlich, dass jemand, der intern, bei
Politikern, Medien und Partnerbehörden so beliebt war, derart schnell fallen gelassen
wird». Wer freilich «von Politikern mit einer politischen Absicht gewählt wurde, der
kann von diesen auch wieder abgesetzt werden, da sind politische Motive dann stärker
als juristische Gründe». 4

1) Medienmitteilung GPK vom 14.5.2019; TA, 20.4.19; So-Bli, 21.4.19; Blick, 25.4.19; AZ, BaZ, Blick, LT, Lib, SGT, 26.4.19; SGT,
27.4.19; AZ, So-Bli, SoZ, 28.4.19; NZZ, SGT, 29.4.19; AZ, 30.4.19; SGT, 11.5.19; BaZ, NZZ, 13.5.19; BaZ, NZZ, SGT, 14.5.19; AZ, BaZ,
LT, NZZ, 15.5.19; BaZ, LT, NZZ, SGT, 16.5.19
2) Bericht GK vom 12.9.19 ; NZZ, 19.6.19; AZ, 20.6.19; SGT, 22.6.19; NZZ, SGT, 3.8.19; BaZ, TG, 16.8.19; Blick, SGT, 17.8.19; NZZ,
20.8.19; TA, 26.8.19; AZ, LT, TG, 28.8.19; BaZ, LT, NZZ, 29.8.19; So-Bli, 1.9.19; Blick, Lib, NZZ, SGT, TA, 5.9.19
3) Verfügung AB-BA vom 2.3.20; AZ, 4.1.20; AZ, LT, NZZ, TA, 23.1.20; TA, 29.2.20; AZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, TG, 5.3.20;
AZ, Blick, 6.3.20; WW, WoZ, 12.3.20; NZZ, 30.3.20; AZ, 1.4.20; AZ, CdT, NZZ, 2.4.20
4) Medienmitteilung GK vom 13.5.2020; AZ, 3.4.20; Blick, 25.4.20; TA, 28.4.20; CdT, NZZ, 29.4.20; NZZ, 2.5.20; AZ, CdT, TA,
4.5.20; LT, 5.5.20; NZZ, 9.5.20; So-Bli, 10.5.20; TA, 13.5.20; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 14.5.20; AZ, Blick, 15.5.20; AZ, TA,
16.5.20; So-Bli, SoZ, 17.5.20
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